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129 Verordnung 


zur Abänderung des Geſetzes über Arbeits vermittlung vom 27. 6. 1930 (G. Bl. S. 147). 
Vom 11. 10. 1932. 

Auf Grund des § 1 Ziff. 21 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 in der Faſſung des 

Geſetzes vom 28. 6. 1932 wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 

In $ 45 des Geſetzes über Arbeitsvermittlung vom 27. 6. 1930 (G. Bl. S. 147) in der Faſſung 
der Rechtsverordnung vom 18. 9. 1931 (G. Bl. S. 725) werden hinter dem Worte „Arbeitgeber“ 
die Worte „und Auftraggeber, insbeſondere Bauherrn“ eingefügt. 


f Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 11. Oktober 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinsti-Keifer Dumont 


180 Vierte Verordnung 
zur Abänderung des Arbeitsgerichtsgeſetzes. 
Vom 13. 9. 1932. 

Auf Grund des $ 1 Ziffer 1, 23, 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Juni 1932 (G. Bl. S. 403) wird folgendes mit Ge⸗ 
ſetzeskraft verordnet: 

Artikel I 

90 § 17 des Arbeitsgerichtsgeſetzes vom 28. Dezember 1928 (G. Bl. 1929 S. 5, 29) in der Faſſung 
Be Verordnungen vom 31. März 1931, 24. April 1931 und 16. Juni 1931 (G. Bl. S. 56, 61 und 

) erhält folgenden Abſatz 5: 

„Der Senat kann nach Anhörung der wirtſchaftlichen Vereinigungen der Wrbeitgeber und Ar⸗ 
beitnehmer für einen vom Sitze des Arbeitsgerichts weit entfernten Teil eines Arbeitsgerichts⸗ 
bezirks am Sitze eines Amtsgerichts eine auswärtige Arbeiterkammer, Angeſtelltenkammer oder 
Fachkammer bilden. Auswärtige Kammern gelten im Sinne des § 15 Satz 1 als ſelbſtändige 
Arbeitsgerichte. 

3 Artikel II 

e Wird eine auswärtige Arbeiter-, Angejtellten- oder Fahlammer neu gebildet, jo beſtimmt der 
a in welcher Zahl und in welcher Reihenfolge die für das Arbeitsgericht ernannten Arbeitsrichter 
1 er neuen Kammer überzutreten haben. Der Senat ſoll nur ſolche Arbeitsrichter beſtimmen, die 
Bezirk der auswärtigen Kammer als Arbeitgeber oder Arbeitnehmer tätig ſind. 
Danzig, den 13. September 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
— ELE ZE Dr. Ziehm Dumont 


Bees — er 


(achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 27. 10-1932) 
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131 Dritte Verorduung 


über die Errichtung von Arbeitsgerichtsbehörden. 
Vom 13. 9. 1932. 

Auf Grund des § 17 Abſ. 5 des Arbeitsgerichtsgeſetzes vom 28. Dezember 1928 (G. Bl. 1929 
S. 5, 29) in der Faſſung der Verordnung vom 13. September 1932 (G. Bl. S. 711) und auf Grund 
der Verordnung vom 13. September 1932 (G. Bl. S. 711) wird nach Anhörung der wirtſchaftlichen 
Vereinigungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer verordnet: 

Ik 

Für die rechts der Weichſel gelegenen Teile des Arbeitsgerichtsbezirks Danzig wird bei dem Amts» 

gericht Tiegenhof eine auswärtige Fachkammer für Streitigkeiten der Arbeiter und Angeſtellten der 


Land⸗ und Forſtwirtſchaft gebildet. 
II. 


Als Arbeitsrichter treten zu dieſer Kammer die in der Beiſitzerliſte der Fachkammer für Arbeiter 
und Angeſtellte der Land- und Forſtwirtſchaft beim Arbeitsgericht Danzig an erſter Stelle ſtehenden 
je 5 Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiſitzer über, die im Bezirk der neuen Fachkammer als Arbeit⸗ 


geber und Arbeitnehmer tätig ſind. 
III. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. November 1932 in Kraft. 
Danzig, den 13. September 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Ziehm Dumont 
132 Aus führungs verordnung 


zur Verordnung über Anderungen der Reichsverſicherungsordnung und des Angeſtelltenverſicherungs⸗ 
geſetzes vom 1. März 1932. (G. Bl. S. 123 ff.) 
Vom 12. 10. 1932. 


Auf Grund des Kapitels IV, $ 1 Abſ. 2 der vorbezeichneten Verordnung wird folgendes beſtimmt: 


8 1 
Zu Kapitel J, Abſchnitt 2, § 8. 

Zu den Leiſtungen des Arbeitgebers, die den Leiſtungen der zuſtändigen Krankenkaſſe gleich— 
wertig ſein müſſen, gehört auch Sterbegeld (SS 20 ff. R. V. O.), Wochenhilfe und Familienwochen— 
hilfe (SS 195 a ff. R. V. O.). Dabei gilt bei der Familienwochenhilfe der $ 205 d Reichsverſiche— 
rungsordnung entſprechend. 

ER 
Zu Kapitel I, Abſchnitt 3, §S 1 Abi. 1. 

Als Wertgrenze für kleinere Heilmittel gilt ein Betrag bis 25 Gulden. Die Satzung kann be— 
ſtimmen, daß die Kaffe zu anderen Heilmitteln einen Zuſchuß in Höhe eines Bruchteils des Koſten— 
betrages bis höchſtens 50 Gulden gewährt. Die Höhe des Bruchteils kann für einzelne Arten der 


Heilmittel verſchieden hoch bemeſſen werden. 
83 
Dieſe Ausführungsverordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 12. Oktober 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski-Keiſer Dr. Hoppenrath 


133 Ausführungs⸗ und Überleitungsbeſtimmungen 


über das kaſſenärztliche Dienſtverhältnis. 
Vom 12. 10. 1932. 


Auf Grund der Rechtsverordnung des Senats vom 1. März 1932 (G. Bl. S. 123 ff.) Kapitel I 
Abſchnitt 1 8 9 hat der Landesausſchuß für Arzte und Krankenkaſſen das Folgende beſchloſſen: 


713 
Vertrags ordnung 
Kapitel I 
Kaſſenarztvertrag 
31 
(1) über die ärztliche Verſorgung der Kaſſenmitglieder (kaſſenärztliche Verſorgung) ſchließen die 
Berufsvereinigung der Arzte der Freien Stadt Danzig und die Vereinigung der Krankenkaſſen im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig Mantelverträge, deren Muſter von ihnen vereinbart wird. 


(2) Der Mantelvertrag darf von dem Muſter nur inſoweit abweichen, als das Muſter nicht ent⸗ 
gegenſteht und die Vertragsordnung es vorſchreibt oder zuläßt. 


8 2 
Als Arztregiſterbezirk gilt für den Mantelvertrag das Gebiet der Freien Stadt Danzig. 


S 3 
(1) Zur Ausführung und Ergänzung der Mantelverträge ſchließen die Krankenkaſſen (Kaſſen⸗ 
verbände, Kaſſenvereinigungen) und die Berufsvereinigung der Arzte der Freien Stadt Danzig Geſamt⸗ 
verträge. Unmittelbaren Beſtandteil der Geſamtverträge bilden die Beſtimmungen, die der Mantel⸗ 
vertrag für allgemein gültig erklärt. 
(2) Innerhalb des Arztregiſterbezirkes ſollen Arztſitze für beſtimmte Gebiete, insbeſondere für 
Landbezirke, Vororte und Siedlungen durch den Manteltarif beſtimmt werden. 
8 A 
Kaſſenärztliche Vereinigung im Sinne dieſer Vertragsverordnung iſt die Berufsvereinigung der 
Arzte der Freien Stadt Danzig. Vorausſetzung für die Zulaſſung zur kaſſenärztlichen Tätigkeit iſt die 
Mitgliedſchaft bei der Berufsvereinigung der Arzte der Freien Stadt Danzig. 


8 5 
(1) Durch die Zulaſſung erwirbt der Arzt das Recht auf Abſchluß eines Einzeldienſtvertrages. 
(2) Für das Zuſtandekommen des Einzelvertrages iſt die ſchriftliche Erklärung des Arztes, daß er 
dem Geſamtvertrag und ſeinen Durchführungsbeſtimmungen beitritt und die endgültigen Entſcheidungen 
der nach der Vertragsordnung zuſtändigen Stellen als verbindlich anerkennt, erforderlich und ge— 
nügend. 
8 6 
(J) Kommt eine Vereinbarung über das Muſter für den Mantelvertrag nicht zuſtande, To be— 
ſtimmt der Landesausſchuß für Arzte und Krankenkaſſen das Muſter. 
(2) Kommt ein Mantelvertrag nicht zuſtande, ſo beſtimmt der Landesausſchuß für Arzte und 
Krankenkaſſen den Inhalt des Mantelvertrages. 
(3) Kommt ein Geſamtvertrag nicht zuſtande, ſo beſtimmt der Landesausſchuß den Inhalt des 
Geſamtvertrages. 
(4) Die Beſtimmungen in den Abſ. 1 bis 3 finden auch dann Anwendung, wenn auf der einen 
GEN Seite eine Partei oder ein Mitglied einer Parteigruppe ſich an den Verhandlungen nicht 
eteiligt. a 
Kapitel II 
Kaſſenärztliche Leiſtungen 
87 
Der Geſamtvertrag regelt Art und Umfang der kaſſenärztlichen Leiſtungen. 
8 8 
0 Unberührt bleiben die Verträge, welche die Krankenkaſſen mit Krankenhäuſern, Polikliniken und 
unſtigen Einrichtungen über Unterſuchungen für Zwecke der Krankheitserkennung oder über Gewäh— 
ung von Sachleiſtungen ſchließen. 
8 9 
) Die Kaſſenmitglieder und ihre Angehörigen haben die freie Wahl zwiſchen den Kaſſenärzten. 
e Behandlung in der Wohnung des Kranken kann der Kaſſenarzt ablehnen, wenn die Wohnung mehr 
als 2 Kilometer von ſeiner Wohnung entfernt liegt und ein anderer Kaſſenarzt näher wohnt. 
W 2) Zur Behandlung in ſeiner Wohnung kann der Kranke zwiſchen den Kaſſenärzten wählen, deren 
vohnſitz nicht mehr als 2 Kilometer von ſeiner Wohnung entfernt iſt. Iſt die Entfernung zwiſchen 
Son Wohnung und der des nächſtwohnenden Arztes größer, ſo kann der Kranke nur dieſen Arzt 
er einen Arzt in Anſpruch nehmen, der nicht mehr als 2 Kilometer von dem nächſtwohnenden Arzte 


714 
entfernt wohnt. Wenn der Verſicherte die Mehrkoſten übernimmt, fteht ihm die Wahl des Kaſſen⸗ 
arztes frei. 

(3) Der Geſamtvertrag kann bezüglich dringender Krankheitsfälle Abweichendes beſtimmen. 

S 10 

(1) Der Kaſſenarzt iſt verpflichtet, die Kranken ausreichend und zweckmäßig zu behandeln. Die 
Behandlung darf das Maß des Notwendigen nicht überſchreiten. Der Arzt hat eine Behandlung, 
die nicht oder nicht mehr notwendig iſt, abzulehnen, die Heilmaßnahmen, insbeſondere die Arznei, Heil— 
und Stärkungsmittel nach Art und Umfang wirtſchaftlich zu verordnen und auch ſonſt bei Erfüllung 
der ihm obliegenden Verpflichtungen die Kaſſe vor Ausgaben inſoweit zu bewahren, als die Natur 
ſeiner Dienſtleiſtung es zuläßt. Die Beſcheinigung über die Arbeitsunfähigkeit und ihre Dauer iſt unter 
gewiſſenhafter Würdigung der maßgebenden Verhältniſſe auszuſtellen. 

(2) Der Arzt, der die nach den Umſtänden erforderliche Sorgfalt außer acht läßt, hat der Kaſſe 
den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. Dies gilt nicht, ſoweit $ 20 zur Anwendung gelangt. 

(3) Diele dem Kaſſenarzt obliegenden Verpflichtungen können nicht im voraus durch Vertrag auf- 
gehoben oder beſchränkt werden. 
8 11 

(1) Bei der Verordnung von Arznei- und Heilmitteln find die Richtlinien zu beachten, die in dem 
zwiſchen der Berufsvereinigung der Arzte der Freien Stadt Danzig und der Vereinigung der Kranken— 
kaſſen im Gebiete der Freien Stadt Danzig vereinbarten Arzneiverordnungsbuch über die wirtſchaft— 
liche Verordnung feſtgeſetzt ſind. 

(2) Der Geſamtvertrag hat den Regelbetrag, den ein wirtſchaftlicher Verbrauch von Arznei- und 
Heilmitteln aller innerhalb eines Geſamtvertrages von Kaſſenärzten behandelten Fälle für den einzelnen 
Behandlungsfall im Durchſchnitt erfordert, feſtzuſetzen; er kann dabei nach Gruppen von Ärzten unter- 
ſcheiden. Der Geſamtvertrag hat einen Höchſtbetrag für die Koſten der von der Geſamtheit der Kaſſen— 
ärzte dieſes Geſamtvertrages verordneten Arzneien und Heilmittel vorzuſehen. Der Höchſtbetrag er— 
rechnet ſich durch Vervielfältigung des Regelbetrages mit der Zahl aller Behandlungsfälle. 

(3) Der Regelbetrag kann aus wichtigen Gründen, insbeſondere wegen anderer Preiſe oder An— 
wendung neuer Heilmethoden, geändert werden. 

(4) Der Mantelvertrag ſetzt weitere Richtlinien für die Ermittelung des Regelbetrages feſt; er 
kann auch den Regelbetrag ſelbſt beſtimmen. 

8 12 

Im Sinne des $ 11 gelten als Heilmittel die Heilmittel nach $ 182 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung — jedoch mit Ausnahme von Brillen, Bandagen und ſonſtigen orthopädiſchen Behelfen, von 
Krankenpflegeartikeln und großen Heilmitteln —, ferner Stärkungsmittel und Bäder. 

8 13 

() Bei der Verordnung von Heilmitteln, die nicht unter $ 12 fallen, hat der Kaſſenarzt die Not- 
wendigkeit der Verordnung und die Zweckmäßigkeit des Heilmittels nach Eignung und Preiswürdigleit 
lorgfältig zu prüfen. 

(2). Die Richtlinien des zwiſchen der Berufsvereinigung der Arzte der Freien Stadt Danzig 
und der Vereinigung der Krankenkaſſen im Gebiet der Freien Stadt Danzig vereinbarten Arzneiver- 
ordnungsbuches ſind bei der Verordnung ſolcher Heilmittel zu beachten. 

(3) Die Verordnung darf erſt nach vorheriger Genehmigung der Kaffe ausgeführt werden. 

8 14 IW 

Für die Anwendung phyſikaliſcher Heilmethoden kann der Landesausſchuß für Arzte und Kranken⸗ 
kaſſen Richtlinien feſtſetzen. 

8 15 

Arztliche Sachleiſtungen, die aus dem Kopfpauſchale vergütet werden, ſollen erſt nach vor- 
heriger Genehmigung der kaſſenärztlichen Vereinigung bewirkt werden. Andere Sachleiſtungen bedürfen 
der vorherigen Genehmigung der Krankenkaſſe. 

§ 16 

(1) Bei der Beſcheinigung der Arbeitsunfähigkeit eines verſicherten Kranken iſt von dem Befunde 
bei der ärztlichen Unterſuchung auszugehen. 

(2) Für die Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit gelten die Beſtimmungen des Landesausſchuſſes 
für Arzte und Krankenkaſſen. 

8 17 

(1) Der Kaſſenarzt hat die Notwendigkeit der Krankenhauspflege bei deren Anordnung ſchriftlich 

zu begründen. Krankenhauspflege ſoll nur verordnet werden, wenn es ſich um Operationen handelt, 


"0 


die im allgemeinen nur kliniſch ausgeführt werden oder wenn der Natur des Leidens oder wegen 
beſonderer Umſtände die notwendige und ausreichende Behandlung nur in einem Krankenhaus erfolgen 
kann. 

(2) Führt die Behandlung im Krankenhaus ein Kaſſenarzt aus, ſo hat er darauf zu achten, daß 
die Krankenhauspflege nicht länger als notwendig dauert. 

8 18 

(1) Der Krankheitsbefund iſt der Kaſſe auf Verlangen mitzuteilen. 

(2) Nimmt der Kaſſenarzt an oder behauptet der Kranke, daß die Krankheit eine Berufskrankheit 
im Sinne der Unfallverfiherung oder die Folge eines — wenn auch längere Zeit zurückliegenden — 
Betriebsunfalls, eines ſonſtigen Unfalls oder einer Dienſtbeſchädigung im Sinne des Verſorgungs⸗ 
geſetzes iſt, ſo hat der Kaſſenarzt dies in allen Fällen der Krankenkaſſe unverzüglich mitzuteilen. 


S 19 

Nimmt der Kaſſenarzt wahr, daß eine von ihm behandelte Perſon Krankheit vortäuſcht oder Ar⸗ 
beitsunfähigkeit zu Unrecht behauptet oder die Vorſchriften der Krankenordnung nicht befolgt, ſo hat 
er dies der Krankenkaſſe unverzüglich mitzuteilen. 

8 20 

(1) berſchreiten die Koſten der von der Geſamtheit der Kaſſenärzte eines Geſamtvertrages ver⸗ 
ordneten Arznei- und Heilmittel den Höchſtbetrag ($ 11), jo hat die kaſſenärztliche Vereinigung der 
Kaſſe den Mehrbetrag zu erſtatten. Die kaſſenärztliche Vereinigung zieht den Mehrbetrag nach einem 
von ihr allgemein feſtzuſetzenden Verfahren von den Kaſſenärzten ein. Ihre Entſcheidung iſt endgültig. 

(2) Werden bei einem Arzte eines Geſamtvertrages Verſtöße gegen die wirtſchaftliche Werord- 
nung von Arznei- oder Heilmitteln feſtgeſtellt, ohne daß die Koſten der von der Geſamtheit der 
Kaſſenärzte dieſes Geſamtvertrages verordneten Arznei- und Heilmitteln den Höchſtbetrag (8 11) 
überſchreiten, ſo iſt die kaſſenärztliche Vereinigung auch berechtigt, die Koſten der nicht wirtſchaftlichen 
Verordnung dem Kaſſenarzte durch entſprechende Verkürzung ſeines Anteils an der Geſamtvergütung 
aufzuerlegen. $ 38 wird durch Abſ. 1 und 2 nicht berührt. 

(3) Gegen dieſe Maßnahme kann der Kaſſenarzt die Entſcheidung des Vorſtandes der Berufs⸗ 
vereinigung der Arzte anrufen. Dieſer entſcheidet endgültig. 

(4) Die Krankenkaſſen haben auf ihre Koſten die Überſichten über die Verordnungskoſten nach 
Arzten geordnet vierteljährlich anzufertigen und mit den erforderlichen Unterlagen der kaſſenärztlichen 
Vereinigung zur Verfügung zu ſtellen. 

(5) Genügt eine Kaſſe der Verpflichtung, die Verordnungskoſten nachzuprüfen, nicht, ſo kann 
der auf der Kaſſenſeite am Mantelvertrag beteiligte Spitzenverband die Nachprüfung auf Koſten ſeiner 
Mitgliedskaſſe durchzuführen. 

S 21 

Als Behandlungsfall it jeder innerhalb eines Kalendervierteliahrs von einem Arzte behandelte 
Kranke zu betrachten. Dies gilt auch dann, wenn ſich aus der zuerſt behandelten Krankheit eine andere 
entwickelt, oder wenn während der Behandlung eine andere hinzutritt, oder wenn der Erkrankte inner⸗ 
halb eines gleichen Kalendervierteljahrs eine Zeitlang einer ärztlichen Behandlung nicht bedurfte und 
ſpäter wieder an derſelben oder an einer anderen Krankheit von demſelben Arzt behandelt wird. Eine 
ärztliche Behandlung, die von einem Vierteljahr in ein anderes übergeht, wird im neuen Vierteljahr 
als neuer Behandlungsfall bewertet. 
Kapitel III 

Vergütung 

8 22 

(1) Für die ärztlichen Leiſtungen nach $ 23 Abſ. 2a gewährt die Krankenkaſſe eine Geſamtver⸗ 
gütung, deren Höhe ſich nach dem Kopfpauſchale und der durchſchnittlichen Mitgliederzahl beſtimmt. Die 

ergütung für andere ärztliche Leiſtungen und für die ärztliche Behandlung von Familienmitgliedern 
des Verſicherten bleibt beſonderen Vereinbarungen im Geſamtvertrag vorbehalten. 


8 23 


Vi () Das Kopfpauſchale wird für jede Kaſſe beſonders berechnet und im Geſamtvertrage Tac: 
(2) Der Berechnung des Kopfpauſchales wird zugrunde gelegt 5 
ap die Ausgabe, die für einen beſtimmten Zeitabſchnitt einer Malle für ambulante kaſſenärztliche 

Leiſtungen, einſchließlich Sachleiſtungen und Wegegebühren entſtanden iſt. j 


716 


b) die für denſelben Zeitabſchnitt im Rechnungsabſchluſſe feſtgeſtellte durchſchnittliche Mitglieder⸗ 
zahl. 

(3) Der nach Abſ. 2 ermittelte Grundbetrag für das Kopfpauſchale wird um einen Betrag ge⸗ 
kürzt (Abſchlag), der die beſonderen Umſtände bei der Kaſſe und die allgemein wirtſchaftlichen Not⸗ 
wendigkeiten angemeſſen berückſichtigt. 

(4) Im übrigen richtet ſich die Höhe des Abſchlages nach der jeweiligen Höhe des Grundlohnes. 
Dabei gilt für die Ermittlung der Grundlohnſumme je Verſicherten folgende Formel: 

E x 100 
Mx BR 
E = Einnahme an Beiträgen (Iſteinnahme), 
M = Mitgliedszahl im Durchſchnitt, 
B = Beitragshundertſatz 
im Kalendervierteljahr. 
Hat ſich in einem Kalendervierteljahr der Beitragshundertſatz geändert, lo wird der Teil der Beitrags- 
einnahme, dem der geänderte Beitragsſatz zugrunde liegt, durch dieſen geänderten Satz geteilt. Die Kaſſe 
kann mit der Berufsvereinigung der Arzte Abweichendes vereinbaren. 

(5) Für die Anderung der Abſchläge gilt folgendes: 

Der Abſchlag erhöht ſich um den doppelten Hundertſatz, um den ſich die Grundlohnſumme je Ver— 
ſicherten in einem Kalendervierteljahr mindert, er verringert ſich um den doppelten Hundertſatz, um den 
ſich dieſe Grundlohnſumme in einem Kalendervierteljahr erhöht. 


8 24 


Für die Geſamtvergütung wird das auf ein Vierteljahr entfallende Kopfpauſchale mit der durch— 
ſchnittlichen Mitgliederzahl jedes Kalendervierteljahrs vervielfacht. 

3 S 25 

Als Sachleiſtungen gelten die folgenden von Kaſſenärzten ausgeführten Leiſtungen: Röntgen⸗ 
und Radiumbehandlungen, Licht⸗, Wärme-, Strahlen- und ſonſtige elektrophyſikaliſche Behandlungen, 
orthopädiſche und medico-mechaniſche Behandlungen, Maſſagen, Leitung von Bädern und Inhalationen, 
ferner Röntgenunterſuchungen und Elektrokardiogramme einſchließlich der ärztlichen Leiſtungen ſowie 
Laboratoriumsunterſuchungen einſchließlich Farblöſungen und Reagenzien. 


$ 26 


Arztliche Beſcheinigungen und Auskünfte, deren die Kaſſe zur Durchführung ihrer Aufgaben be— 

darf, hat der Kaſſenarzt ohne beſondere Vergütung zu erteilen. 
S 27 

(1) Sollen ärztliche Leiſtungen aus dem Kopfpauſchale vergütet werden, die bei ſeiner Feſtſetzung 
nicht berückſichtigt worden ſind, ſo wird das Kopfpauſchale entſprechend erhöht. 

(2) Wird von der Anderung in den Kaſſenleiſtungen der Umfang der ärztlichen Leiſtungen be— 
troffen, insbeſondere infolge Verkürzung oder Verlängerung der Dauer der Krankenpflege, ſo iſt das 
Kopfpauſchale unter billiger Berückſichtigung des veränderten Umfanges der ärztlichen Leiſtungen neu 
feſtzuſetzen. 

S 28 ? 

Die kaſſenärztliche Vereinigung hat die Geſamtvergütung nach ärztlichen Leiſtungen (Beratungen, 
Beſuchen, Sonderleiſtungen), Sachleiſtungen und Wegegebühren angemeſſen aufzuteilen. 

S 29 

(1) Die Geſamtvergütung, die der Kaſſe für die ärztlichen Leiſtungen nach dem Geſamtvertrag 
obliegt, entrichtet die Kaſſe an die kaſſenärztliche Vereinigung, mit der ſie den Geſamtvertrag geſchloſſen 
hat. 

— (2) Den Anſpruch auf die Geſamtvergütung kann nur die kaſſenärztliche Vereinigung geltend 
machen. Mit der Entrichtung der Vergütung an die kaſſenärztliche Vereinigung wird die Kaſſe von 
ihrer Verpflichtung befreit. 

(3) Der Arzt kann feinen Vergütungsanſpruch nur gegen die kaſſenärztliche Vereinigung geltend 
machen. f 

(4) Für Streitigkeiten über den Anteil eines Kaſſenarztes an der Geſamtvergütung kann die 
kaſſenärztliche Vereinigung durch die Satzung ein Schiedsgericht beſtellen. Sie regelt in dieſem Falle 
das Verfahren und die Koſten. 
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S 30 
(1) Der Maßſtab für die Verteilung der Geſamtvergütung auf die Kaſſenärzte wird von der 
kaſſenärztlichen Vereinigung im Benehmen mit den am Geſamtvertrage beteiligten Kaſſen feſtgeſetzt. 
(2) Der Verteilungsmaßſtab muß Maßnahmen gegen eine übermäßige Ausdehnung der Tätigkeit 
eines Kaſſenarztes beſtimmen. 
8 31 
Die Rechnungen für die zu vergütenden Leiſtungen find auf einem von der kaſſenärztlichen Ver⸗ 
einigung und der Vereinigung der Krankenkaſſen im Gebiet der Freien Stadt Danzig zu vereinbarenden 
Vordruck bei der kaſſenärztlichen Vereinigung einzureichen. In ihnen ſind die zu vergütenden ärztlichen 
Verrichtungen ſowie Wegegebühren und die Diagnoſen in der Regel nachzuweiſen. 


$ 32 

(1) Die Wegegebühren umfaſſen die Kilometergelder und die Entſchädigung für Zeitverſäumnis. 

(2) Die Kilometergelder und die Entſchädigung der Zeitverſäumnis können getrennt feſtgeſetzt 
werden, insbeſondere auch nach der Art des Beförderungsmittels und der Art des Weges. 

(3) Wird dem Arzt ein angemeſſenes Fuhrwerk unentgeltlich geſtellt, jo erhält er nur die Ent- 
ſchädigung für Zeitverſäumnis. 

(4) Bei der Feſtſetzung der Wegegebühren ſind die örtlichen Verhältniſſe zu berückſichtigen. Für 
Nachtbeſuche ſind angemeſſen erhöhte Wegegebühren zu gewähren. 

(5) Wo es erforderlich erſcheint, ſoll in dem Geſamtvertrag ein Entfernungsverzeichnis aufgenommen 
werden, das die Entfernung eines jeden Ortes vom nächſtwohnenden Arzt erkennen läßt. 

(6) Für die Berechnung der Wegegebühren gilt als Einheit der laufende Kilometer. Bruchteile unter 
0,5 Kilometer bleiben außer Anſatz. Bruchteile von 0,5 Kilometer und darüber werden als volle 
Kilometer gerechnet. 

(7) Die Berechnung erfolgt nach dem kürzeſten benutzbaren Fahrweg zum nächſtwohnenden Arzt, 
wobei ein Entfernungsunterſchied bis zu zwei Kilometern nicht in Betracht kommt. Wird ein ent- 
fernter wohnender Arzt gerufen, jo hat er unbeſcha det des § 9 Abſ. 2 keinen Anſpruch auf die Mehr⸗ 
koſten, ſofern nicht ein dringender Fall vorliegt. 

(8) Bei gleichzeitigem Beſuche mehrerer Kaſſen mitglieder oder Familienangehöriger auf der gleichen 
Wegſtrecke werden die Kilometergelder für den am weiteſten entfernt wohnenden Kranken berechnet. 
Für die übrigen auf der gleichen Strecke beſuchten Kranken werden bei Wegabzweigungen die Kilo— 
meterunterſchiede angerechnet. 

(9) Werden bei einer Fahrt mehrere Kranke beſucht, Io müſſen die Wegegebühren auf die Zah- 
lungspflichtigen entſprechend verteilt werden. 

(10) Vereinbarungen, die von den Beſtimmungen der Abſ. 2 bis 9 abweichen, ſind zuläſſig. 


S 33 
Den vor dem 1. April 1932 zugelaſſenen Arzten werden als Mindeſteinnahmen die folgenden Hun— 
dertſätze der Geſamtvergütung vorbehalten: 


im Jahre 1932 . ... 90 vom Hundert 
A „ 19998 SEO, Si 
BW E EE, ET ir 5 


o 
n ISO m BI u D 
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Die kaſſenärztliche Vereinigung hat die Abrechnung über die Verteilung der Geſamtvergütung mit 
allen Unterlagen für die Kaſſe bereitzuhalten. 


Kapital IV 
Überwachung der kaſſenärztlichen Tätigkeit 
8 35 
Unberührt bleiben die Aufgaben der Vertrauensärzte der Krankenkaſſen. 


8 36 
) Hat eine Kaſſe Grund zu der Annahme, daß der Kaſſenarzt die Richtlinien des Landesausſchuſſes 
für Arzte und Krankenkaſſen nicht beachtet, insbeſondere Kranke nicht ausreichend und zweckmäßig be⸗ 
andelt oder das Maß des Notwendigen überſchreitet, ſo kann die Kaſſe von der kaſſenärztlichen Ver⸗ 


einigung Maßnahmen zur Beſeitigung der Mängel verlangen. N 
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(2) Hält die Kaſſe dieſe Maßnahme für nicht ausreichend oder nimmt fie an, daß die kaſſenärztliche 
Vereinigung ärztliche Sachleiſtungen nicht in der gebotenen Art und dem notwendigen Ausmaß geneh— 
migt, ſo kann die Kaſſe die Erſtattung eines Obergutachtens verlangen. Das Obergutachten iſt für 
die Parteien des Geſamtvertrages und des Einzelvertrages bindend. 

(3) Die Parteien des Mantelvertrages ſtellen eine Liſte von Obergutachtern auf und vereinbaren 
mit dieſen die Gebühren. Mangels einer Einigung benennt die Arztekammer die Obergutachter. 

(4) Die Koſten für das Obergutachten werden von der kaſſenärztlichen Vereinigung und der Kaſſe 
je zur Hälfte getragen. 

S 37 

(1) Die kaſſenärztliche Tätigkeit wird von der kaſſenärztlichen Vereinigung überwacht. Die Über: 
wachung erſtreckt ſich insbeſondere auf die kaſſenärztlichen Rechnungen ($ 31) und die Wirtſchaftlichkeit 
der kaſſenärztlichen Behandlung. Die Kaſſen haben der kaſſenärztlichen Vereinigung die für die Über— 
wachung erforderlichen Unterlagen zu beſchaffen. 

(2) Die kaſſenärztliche Vereinigung beſtellt hierfür einen Ausſchuß und ordnet deſſen Befugniſſe 
und das Verfahren. Die Kaſſen können ſich an dem Ausſchuß durch abgeordnete Arzte beteiligen. 

(3) Die kaſſenärztliche Vereinigung hat den Mitgliedern des Ausſchuſſes die erforderliche Unab- 
hängigkeit zu gewährleiſten. Die Mitglieder des Ausſchuſſes haben über die Verhandlungen Schweigen 
zu beobachten. Dies gilt nicht gegenüber den Parteien des Geſamtvertrages. 


S 38 

(J) Erfüllt ein Kaſſenarzt die ihm obliegenden Verpflichtungen nicht oder nicht in der gehörigen 
Weiſe, jo kann der Vorſtand der kaſſenärztlichen Vereinigung ihn auf Antrag des nach § 37 zu be- 
ſtellenden Ausſchuſſes mahnen oder verwarnen oder eine angemeſſene Vertragsſtrafe für verwirkt er- 
klären. Die Vertragsſtrafe kann in der Verkürzung des Anteils an der Geſamtvergütung und in 
ſchweren Fällen in dem zeitweiligen Ausſchluß von der kaſſenärztlichen Tätigkeit beſtehen. Die kaſſen⸗ 
ärztliche Vereinigung regelt das Verfahren, die Koſten und die Verwendung der Geldbeträge aus 
verwirkten Vertragsſtrafen. Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes der kaſſenärztlichen Vereinigung 
iſt Berufung zuläſſig und zwar bei dem Landesausſchuß, ſoweit auf zeitweiligen Ausſchluß von der 
kaſſenärztlichen Tätigkeit erkannt iſt, im übrigen bei einer in der Satzung der kaſſenärztlichen Bereini- 
gung näher zu bezeichnenden Stelle. 

(2) Die Anſprüche der Kaſſe werden durch die Maßnahmen nach Abſ. 1 nicht berührt. 

Kapitel V 
Schlichtung und Rechtſprechung 
S 39 

(1) Der Mantelvertrag hat zu beſtimmen, daß eine Arbeitsgemeinſchaft gebildet wird. 

(2) Die Arbeitsgemeinſchaft beſteht aus der gleichen Zahl von Vertretern der Vereinigung der 
Krankenkaſſen und der kaſſenärztlichen Vereinigung. 

(3) Der Manteltarif regelt den Geſchäftsgang und das Verfahren. 

(4) Bei Streit über den Abſchluß oder die Anderung eines Geſamtvertrages können die Par— 
teien die Arbeitsgemeinſchaft um die Vermittlung anrufen. 

(5) Die Arbeitsgemeinſchaft iſt zuſtändig für die Schlichtung von Streitigkeiten zwiſchen den Par— 
teien des Mantelvertrages, der Geſamtvertrages und des Einzelvertrages und für die Beilegung von 
Beſchwerden aus Anlaß der Durchführung dieſer Verträge. 

8 40 

(1) Bei Streit über den Abſchluß oder die Anderung eines Mantel- oder Geſamtvertrages ſowie 
bei Streit aus Einzel⸗, Geſamt⸗ und Mantelverträgen entſcheidet der Landesausſchuß für Arzte und 
Krankenkaſſen. Der Entſcheidung des Landesausſchuſſes muß eine Verhandlung in der Arbeitsgemein⸗ 


ſchaft ($ 39) vorausgegangen fein. 
(2) Für vermögensrechtliche Anſprüche bleibt der ordentliche Rechtsweg vorbehalten, ſoweit dieſes 


in den Verträgen beſonders vereinbart worden iſt. 
Kapitel VI 
Übergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen 
8 4¹ 
(J) Die Beziehungen zwiſchen Ärzten und Krankenkaſſen regeln ſich nach den Vorſchriften dieſer 
Ausführungs⸗ und Überleitungsbeſtimmungen über das kaſſenärztliche Dienſtverhältnis. 8 370 RVO. 
bleibt unberührt. 
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(2) Ein beim Inkrafttreten dieſer Vertragsordnung beſtehendes kaſſenärztliches Dienſtverhältnis be⸗ 
By ſich von dem Zeitpunkt an, den der Mantelvertrag bezeichnet, nach dem Inhalt dieſer Vertrags⸗ 
ordnung. 

8 42 
Koſten und Geſchäftsführung 

(1) Die Koſten des Landesausſchuſſes werden von der Berufsvereinigung der Arzte der Freien 
Stadt Danzig und der Vereinigung der Krankenkaſſen im Gebiet der Freien Stadt Danzig getragen. 

(2) Der Landesausſchuß ſtellt für die Führung der Geſchäfte und die Tragung der Koſten eine 
Geſchäftsordnung auf und für die Erhebung von Gebühren in Streitfällen eine Gebührenordnung. 


8 43 

(1) Dieſe Vertragsordnung tritt, ſoweit es ſich um Maßnahmen zu ihrer Durchführung handelt, 
mit der Verkündung, im übrigen mit dem 1. Januar 1933 in Kraft. 

(2) Mit dem gleichen Tage treten die Richtlinien für den allgemeinen Inhalt der Verträge zwi⸗ 
ſchen Krankenkaſſen und Arzten vom 12./18. Juli 1924 mit Ausnahme des Abſchnitts III (Arztſyſtem) 
außer Kraft. 

Beſchloſſen in den Sitzungen des Landesausſchuſſes für Arzte und Krankenkaſſen am 17., 24. und 
31. Auguſt und 7. und 14. September 1932. 


Der Vorſitzende 
des Landesausſchuß für Arzte und Krankenkaſſen 
J. V. 
Grentzenberg 


Der vorſtehenden Vertragsordnung wird gemäß Kapitel I Abſchnitt 1 § 9 Abſ. 4 der Rechts- 
verordnung des Senats vom 1. März 1932 (G. Bl. S. 123 ff.) zugeſtimmt. 


Danzig, den 12. Oktober 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 


134 Verordnung 
betr. den Erlaß von Abergangsbeſtimmungen zur Verordnung über die Regelung der 
Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931. 
Vom 14. 10. 1932. 


Auf Grund des $ 50 Abſ. 2 der Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 
1931 (G. Bl. S. 771 ff.) wiſrd hiermit verordnet: 
Artikel I 
Sind in den Fällen, in denen Inhaber von Unternehmen der in § 14 der Verordnung vom 27. 10. 
1931 in der Faſſung der Verordnung vom 10. 5. 1932 (G. Bl. S. 235) genannten Art den Antrag auf 
Erteilung der Erlaubnis bis zum 4. Juni 1932 geſtellt haben, die vorgeſchriebenen Erforderniſſe für 
die Erteilung der Erlaubnis nicht gegeben, ſo kann die zuſtändige Behörde dem Antragſteller eine 
angemeſſene Friſt zur Erfüllung dieſer Erforderniſſe ſetzen. Einer Friſtſetzung bedarf es nicht, wenn 
der Antragſteller nicht bereit oder nicht in der Lage iſt, die vorgeſchriebenen Erforderniſſe zu er⸗ 
füllen. Dabei gilt für Milchkleinhändler hinſichtlich der Mindeſtmenge folgendes: 
1. Inhaber von Unternehmen, die das Unternehmen ſchon vor dem 1. November 1931 betrieben 
haben, haben eine Mindeſtmenge von 20 Liter täglich nachzuweiſen; 
2. Inhaber von Unternehmen, die das Unternehmen in der Zeit zwiſchen dem 1. November 
1931 und dem 21. Mai 1932 neu eröffnet oder durch Kauf, Tauſch, ein anderes Rechts⸗ 
geſchäft oder durch Erbgang erworben haben, haben eine Mindeſtmenge von 50 Litern täglich 
nachzuweiſen. 
In den Fällen der Ziffer 1 muß die in 8 28 der I. Ausführungsverordnung vom 10. 5. 1932 
(G. Bl. S. 236) zur Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 vorge⸗ 
ſchriebene Mindeſtmenge von 80 Liter täglich nach Ablauf einer Friſt von 3—6 Monaten, in den 
Fällen der Ziffer 2 nach Ablauf einer Friſt bis zu drei Monaten erreicht ſein. 
3. Für Inhaber von Unternehmen, die das Unternehmen nach dem 21. Mai 1932 neu er⸗ 
öffnet oder erworben haben, gilt § 26 der I. Ausführungsverordnung vom 10. 5. 1932 zur 
Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931. 
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Artikel II 


Bei Berechnung der nach Artikel I 


genannten Mindeſtmengen iſt der Durchſchnitt der in den 


letzten beiden Jahren vor dem 1. 4. 1932 bezw. ſeit der Zeit des Erwerbs oder der Geſchäftseröffnung 
erzielten Umſätze an Milch, Rahm, Magermilch, Buttermilch, Sauermilch, Joghurt und Kefir zu 


Grunde zu legen. Dabei werden 11 Schlagſahne 10 
ſind im Verhältnis ihres Fettgehalts zur Schlagſah 


Umſatzſteigerungen und ⸗minderungen, 


1Milch gleichgeſtellt. Kaffeeſahne und ſaure Sahne 
ne entſprechend zu veranſchlagen. 
die nach dem 1. November 1931 eingetreten ſind, werden 


nicht berücksichtigt, wenn und ſoweit dieſe auf ſachlich nicht begründete Preisunterbietungen zurückzuführen 


ſind. 


Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage Ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 14. Oktober 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Beitritt 
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Hinz 


der Freien Stadt Danzig zur Zuſatzakte vom 2. September 1932 zu dem am 23. Oktober 1924 
unterzeichneten Internationalen Übereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr (J. l. G.). 
Vom 8. 10. 1932. 


Auf Grund des Geſetzes vom 16. März 1932 (G. Bl. S. 148) wird hiermit verkündet: 


Die Freie Stadt Danzig iſt der am 2. 


September 1932 unterzeichneten Zuſatzakte zu dem am 


23. Oktober 1924 unterzeichneten Internationalen Übereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr 


(J. U. G.) vom 8. Oktober 1932 beigetreten. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Der Wortlaut der Zuſatzakte wird nachſtehend verkündet. 


Danzig, den 8. Oktober 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Wiercinsti-Keifer 


(Deutſche Überſetzung.) 
Zuſatzakte 


. zu dem 
in Bern am 23. Oktober 1924 unterzeichneten Inter⸗ 
nationalen Übereinkommen über den Eiſenbahn⸗ 
frachtverkehr (J. U. G.). 


Deutſchland, Oſterreich, Belgien, Bulgarien, Däne⸗ 
mark, die Freie Stadt Danzig, Eſtland, Frankreich, 
Ungarn, Italien, Lettland, Liechtenſtein, Luxem⸗ 
burg, Norwegen, die Niederlande, Polen, Rumänien, 
Schweden, die Schweiz, die Tſchechoſlowakei, die 
Türkei und Jugoſlawien, haben, 


da die jetzigen Währungs⸗ und Wirtſchaftsver⸗ 
hältniſſe die Aufrechterhaltung der Übergangsbeitim- 
mungen des Abſchnitts II des Unterzeichnungsproto⸗ 
kolls des Internationalen Übereinkommens vom 
23. Oktober 1924 über den Eiſenbahnfrachtverkehr 
(Z. U. G.) notwendig machen, 


da aber dieſe Abergangsbeſtimmungen nach dem 
erwähnten Protokoll am 1. Oktober 1932 außer 
Kraft treten werden, 

und da es infolgedeſſen erforderlich erſcheint, ſie 
bis zum Inkrafttreten des Textes, der aus der 
nächſten Reviſionskonferenz des J. U. G. hervortreten 
wird, aufrechtzuerhalten, 


ihre Bevollmächtigten ernannt, nämlich: 
(folgt die Angabe der Bevollmächtigten). 


Dumont 


Acte additionnel 


a la 
Convention internationale signée à Berne le 23 
octobre 1924 et concernant le transport des 
marchandises par chemins de fer (C. I. M.). 


L’Allemagne, I' Autriche, Ia Belgique, la Bul- 
garie, le Danemark, la ville libre de Dantzig, 
l’Estonie, la France, la Hongrie, l’Italie, la Let- 
tonie, le Liechtenstein, le Luxembourg, la Nor- 
vege, les Pays-Bas, la Pologne, la Roumanie, 1a 
Suede, la Suisse, la Teh£coslovaquie, la Turquie 
et la Yougoslavie, consid6rant, 

que la situation monétaire et économique 
actuelle est de nature à rendre nécessaire le 
maintien des Dispositions transitoires, objet du 
chapitre II du Protocole de signature de la 
Convention internationale du 23 octobre 1924 
concernant le transport des marchandises par 
chemins de fer (O. I. M.), 

qu'en vertu dudit Protocole, ces Dispositions 
188 doivent prendre fin le ler octobre 

3 

qu'il est par conséquent nécessaire de main- 
tenir lesdites Dispositions transitoires jusqu’& 
l’entree en vigueur du texte qui rösultera, de la 
prochaine Conférence de révision de la C. I. M., 

ont nommé pour leurs Plenipotentiaires, sa- 
voir: 

(suit l’&num6ration des Plenipotentiaires) 


A 


— 


D 


Dieſe Bevollmächtigten haben nach Vorlage ihrer 
Vollmachten, die in guter und gehöriger Form be⸗ 
funden wurden, in Gegenwart und unter Beteili⸗ 
gung des Deligierten der Regierungskommiſſion des 
Saarbeckengebietes folgendes vereinbart: 


I 


Der Zeitraum von vier Jahren, der durch die 
Übergangsbeſtimmungen des Abſchnittes II des 
Anterzeichnungsprotokolls des Internationalen Über- 
einkommens vom 23. Oktober 1924 über den Eiſen⸗ 
bahnfrachtverkehr (J. U. G.) feſtgelegt worden iſt, 
wird vom 1. Oktober 1932 ab bis zum Tage des 
Inkrafttretens des Textes, der aus der nächſten 
Reviſionskonferenz des J. U. G. hervorgehen wird, 
verlängert. 


II. l 

Mit Rückſicht auf die Dringlichkeit und die Be⸗ 
deutung der Angelegenheit ſoll dieſe Akte zwiſchen 
den Staaten, die ſie ratifiziert haben, zehn Tage 
nach dem Datum, an dem die ſchweizeriſche Regie⸗ 
rung den beteiligten Regierungen von der Hinter- 
legung der Ratifikationsurkunden Kenntnis gegeben 
hat, in Kraft treten. 

Die gegenwärtige Akte bleibt für die Staaten, 
die am Internationalen Übereinkommen vom 23. Ok⸗ 
tober 1924 beteiligt ſind, bis 15. September 1932 
zur Unterzeichnung und nach dieſem Datum zum 
Beitritt offen. 

Die ſchweizeriſche Regierung wird die Beitritts⸗ 
erklärungen und Ratifikationen entgegennehmen und 
notifizieren. 

Zu Urkund deſſen haben die obigen Bevollmäch⸗ 
tigten und der Delegierte der Regierungskommiſſion 
des Saarbeckengebietes dieſe Akte unterzeichnet. 


So geſchehen zu Bern, am zweiten September 
eintauſendneunhundertzweiunddreißig in einer ein⸗ 
zigen Urſchrift, die im Archiv der ſchweizeriſchen Eid⸗ 
genoſſenſchaft hinterlegt und von der jeder der Par⸗ 
teien eine gleichlautende beglaubigte Abſchrift zu⸗ 
geſtellt werden wird. 

Unterſchriften. 
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lesquels, en presence et avec la participation 
du Delegus& de la Commission de Gouverne- 
ment du Territoire du Bassin de la Sarre, apres 
s’6tre communiqué leurs pleins pouvoirs, trouvés 
en bonne et due forme, sont convenus de ce qui 
suit: 

e 

Le delai de quatre ans fixé par les Disposi- 
tions transitoires qui font l’objet du chapitre II 
du Protocole de signature de la Convention 
internationale du 23 octobre 1924 concernant 
le transport des marchandises par chemins de 
fer (C. I. M.) est prolongé, A partir du ler oc- 
tobre 1932, jusqu’& la date de l'entrée en vigueur 
du texte qui résultera de la prochaine Con- 
ference de révision de la C. I. M. 


II. 

Vu Purgence et les interöts importants qui 
sont en jeu, le présent Acte entrera en vigueur 
entre les Etats qui l’auront ratifié, dix jours 
apres la date A laquelle le Gouvernement fédéral 
suisse aura notifi6 aux Gouvernements intéres- 
sés le d&pöt des ratifications. 


Le présent Acte demeure ouvert jusqu'au 15 
septembre 1932 à la signature et, après cette 
date, A l'adhésion des Etats qui participent & 
la Convention internationale du 23 octobre 1924. 


Le Gouvernement suisse se charge de re- 
cueillir et de notifier les adhésions et les ratifi- 
cations. 

En foi de quoi, les Plenipotentiaires ci-dessus 
et le Delegu& de la Commission de Gouverne- 
ment du Territoire du Bassin de la Sarre ont 
signé le present Acte. 

Fait à Berne, le deux septembre mil neuf 
cent trente-deux, en un seul exemplaire, qui 
restera déposé dans les Archives de la Con- 
fédération Suisse et dont une expédition authen- 
tique sera remise A chacune des Parties. 


Signatures. 


Druckfehlerberichtigung. 


In der Zweiten Verordnung betr. Vereinfachung und Erſparniſſe in der Rechtspflege vom 16. Sep⸗ 
tember 1932 (G. Bl. S. 697 ff.) muß es in Kapitil III — Gemeinſchaftliche Vorſchriften 
für Strafrechtspflege und bürgerliche Rechtspflege — Beſchwerdeſumme in Koſten⸗ 
und Gebührenſachen — auf Seite 700 in der erſten Zeile des vorbezeichneten Kapitels anſtatt 


„31. Oktober 1932“ „30. November 1932“ 


heißen. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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